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Die wichtigsten  

FORDERUNGEN  

in aller Kürze:

•	EU-Geld für Frieden und Wohlstand: Mittel 
für zivile Infrastruktur einsetzen und an 
europäische Wertschöpfung binden. Kein 
Geld für Waffen und Aufrüstung.

•	EU-Gemeinschaftsschulden: müssen die 
Ausnahme bleiben. Volle Transparenz bei 
Zinslasten und Schuldendienst.

•	Keine neuen EU-Eigenmittel: Brüssel muss mit 
seinem Budget auskommen. Keine neuen 
Belastungen für Bürger und Unternehmen.

•	Demokratische Haushaltskontrolle: wofür 
und wie das Geld des europäischen 
Steuerzahlers ausgegeben wird, entscheidet 
das Europäische Parlament.

•	Wahrung des Subsidiaritätsprinzips: was auf 
nationaler oder kommunaler Ebene erledigt 
werden kann, geht Frau von der Leyen nichts 
an.

FÜR



KI generiert

IMMER MEHR GELD FÜR DIE EU? 

Nach den Plänen von Frau von der Leyen soll der 
EU-Haushalt in den Jahren 2028 bis 2035 auf 
weit über zwei Billionen Euro aufgebläht werden. 
Dieses Geld stammt überwiegend aus Beiträgen 
der Mitgliedstaaten. Zusätzlich will die Europäische 
Kommission neue Finanzierungsquellen erschließen 
und Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
in Europa mit zusätzlichen Abgaben belasten, 
deren Aufkommen unmittelbar dem EU-Haushalt 
zufließen soll. Auch die Kreditaufnahme der EU soll 
weitergehen. Zusätzlich zu den über 600 Milliarden 
Euro, die die EU infolge der Corona-Pandemie an 
Schulden aufgenommen hat, will sie sich in den 
nächsten Jahren um weitere über 500 Milliarden Euro 
verschulden.

WER ZAHLT DIE ZECHE? 

Die vergemeinschafteten Schulden der Europäischen 
Union müssen verzinst und getilgt werden. Allein 
die Zins- und Tilgungsleistungen auf die Corona-
Schulden belaufen sich in den kommenden Jahren 
auf rund 30 Milliarden Euro pro Jahr. Mit Blick auf 
die von Ursula von der Leyen geplanten weiteren 
Schulden, insbesondere für die militärische 

Unterstützung der Ukraine und die weitere Aufrüstung 
der EU-Mitgliedstaaten, werden die Spielräume für die 
Zuklunft enger. Keine guten Aussichten für Europa!

BÜROKRATIE STATT DEMOKRATIE?

Mehr Geld für Brüssel bedeutet vor allem mehr 
Macht für die EU-Bürokratie. Das widerspricht den 
Verträgen, die der Europäischen Union grundsätzlich 
nur solche Aufgaben zuweisen, mit denen die 
Mitgliedstaaten allein überfordert wären. Das ist auch 
sinnvoll, da viele Aufgaben, für die künftig Geld über 
Brüssel verteilt werden soll, effizienter, transparenter 
und demokratischer von den Mitgliedstaaten, ihren 
Regionen und Kommunen erledigt werden können.

KEINE ERWEITERUNG OHNE 
VOLKSABSTIMMUNG! 

Ausgaben für Verteidigung und Aufrüstung fallen 
in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Im EU-
Haushalt haben sie nichts zu suchen. Statt immer 
mehr Geld des europäischen Steuerzahlers 
in Mitgliedschaftskandidaten wie Albanien, 
Nordmazedonien, Serbien sowie insbesondere 

Moldau, Georgien und die Ukraine zu pumpen, 
sollte zunächst Klarheit darüber geschaffen werden, 
was deren Mitgliedschaft insbesondere finanziell 
für die Union bedeuten würde. Anschließend sollte 
durch Volksabstimmungen in den Mitgliedstaaten 
entschieden werden, ob die Europäische Union um 
diese Staaten erweitert werden soll.

DIE RECHTE DES PARLAMENTS 
WAHREN! 

Bislang werden die Mittel der Europäischen Union auf 
der Grundlage von Programmen ausgegeben, deren 
Inhalt vom europäischen Gesetzgeber – also vom 
Europäischen Rat und vom Europäischen Parlament 
– im Einzelnen festgelegt wird. Für die Haushaltsjahre 
nach 2028 plant Ursula von der Leyen, einen Großteil 
der Haushaltsmittel auf der Grundlage von „Deals“ 
auszugeben, die zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Kommission ausgehandelt 
werden. Im Ergebnis würde dies nicht nur eine 
weitgehende Entmachtung des Europäischen 
Parlaments bedeuten, sondern auch dazu führen, 
dass die Europäische Kommission mit dem 
„goldenen Zügel“ des Geldes in die Mitgliedstaaten 
hineinregieren kann. Das wäre die Herrschaft der 
Bürokratie und das Ende der Demokratie. Dazu 
darf es nicht kommen. Die Regeln, wie das Geld 
des europäischen Steuerzahlers ausgegeben wird, 
müssen vom Europäischen Parlament festgelegt 
und kontrolliert werden!


